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Handelsrecht 1. Teil
1. Teil: Handelsrecht

Das Handelsrecht ist das besondere Privatrecht der Kaufleute.
Die Notwendigkeit für eine derartige Sonderregelung ergibt sich
aus den besonderen Bedürfnissen, die Kaufleute im Rahmen des
rechtsgeschäftlichen Verkehrs haben und denen das BGB nicht im-
mer gerecht wird. Die besonderen Bedürfnisse der Kaufleute rich-
ten sich u.a. auf: 

n rasche Abwicklung (z.B. unverzügliche Mängelrüge, § 377 HGB)

n Rechtsklarheit und Rechtssicherheit (z.B. §§ 5, 15, 366 HGB)

n stärkere Bindung an Bräuche und Gepflogenheiten, § 346 HGB

n Professionalität, insbesondere Entgeltlichkeit, §§ 353, 354 HGB

n Selbstverantwortung des Handelnden, §§ 348 ff. HGB

Das Handelsrecht steht nicht isoliert neben dem BGB, sondern ist
ein Teil des Privatrechts. Die Vorschriften des BGB werden zum Teil
ergänzt (z.B. ist § 377 HGB neben §§ 434 ff. BGB anwendbar) oder
durch Sonderregelungen ersetzt (z.B. wird gemäß § 349 HGB die
Einrede der Vorausklage, § 771 BGB, ausgeschlossen). Soweit im
HGB nicht etwas anderes bestimmt ist, bleibt das BGB anwendbar,
vgl. Art. 2 Abs. 1 EGHGB.

Zum Handelsrecht im engeren Sinn gehören:

n das Recht des Handelsstands (1. Buch des HGB) und

n das Recht der Handelsgeschäfte (4. Buch des HGB)

Maßgebend für die Anwendbarkeit des Handelsrechts ist der Begriff
des Kaufmanns. Die handelsrechtlichen Vorschriften sind grund-
sätzlich nur anwendbar, wenn zumindest einer der Beteiligten Kauf-
mann ist (sogenanntes subjektives System, bei dem auf die betei-
ligten Personen abgestellt wird).

1. Abschnitt: Kaufmann

Die Kaufmannseigenschaft kann sich ergeben:

n kraft Betrieb eines Handelsgewerbes, vgl. § 1 Abs. 1 HGB. 

n kraft Rechtsform, vgl. § 6 HGB (sogenannter Formkaufmann)

n kraft Rechtsschein (sogenannter Scheinkaufmann).

!
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Handelsrecht1. Teil
Kaufmann

 I. Kaufmann kraft Betrieb eines Handelsgewerbes
1. Grundvoraussetzung = Gewerbe: jede nach außen erkenn-

bare, erlaubte (str.), selbstständige, planmäßig auf gewisse 
Dauer mit Gewinnerzielungsabsicht ausgeübte Tätigkeit 
(str.), die nicht „freier Beruf“ ist (str.).
n nach außen erkennbar: z.B. (–) beim heimlichen Spekulie-

ren an der Börse
n erlaubt: zivilrechtlich gültige Verträge
n (rechtlich) selbstständig, vgl. § 84 Abs. 1 S. 2 HGB
n planmäßig: auf unbestimmte Vielzahl von Geschäfts-

abschlüssen gerichtet
n Gewinnerzielungsabsicht: Absicht, Überschuss der Ein-

nahme über die Ausgaben zu erzielen
n kein freier Beruf (historisch bedingt): Dienstleistung höhe-

rer Art steht im Vordergrund; z.B. Ärzte, Rechtsanwälte, 
etc.

2. Handelsgewerbe 
n gemäß § 1 Abs. 2 HGB Vermutung für jeden Gewerbebe-

trieb, es sei denn, nach Art und/oder Umfang sind keine 
kaufmännischen Einrichtungen erforderlich – Eintra-
gungspflicht, § 29 HGB, Eintragung wirkt nur deklarato-
risch

n gemäß § 2 HGB sonstige gewerbliche Unternehmen, 
wenn im Handelsregister eingetragen – keine Eintra-
gungspflicht, Eintragung wirkt konstitutiv

n gemäß § 3 HGB land- bzw. forstwirtschaftliche Betriebe, 
wenn nach Art und Umfang kaufmännische Einrichtun-
gen erforderlich sind und im Handelsregister eingetragen 
– keine Eintragungspflicht, Eintragung wirkt konstitutiv

n gemäß § 5 HGB, wenn Eintragung als Kaufmann im Han-
delsregister und tatsächlich Gewerbe betrieben wird

 II. Kaufmann kraft Rechtsform
Gemäß § 6 HGB Gesellschaft, die unabhängig vom Unterneh-
mensgegenstand als kaufmännisch gilt, sog. Formkaufmann: 
n GmbH, § 13 Abs. 3 GmbHG           AG, § 3 Abs. 1 AktG 
n KGaA, §§ 278 Abs. 3; 3 Abs. 1 AktG        eG, § 17 Abs. 2 GenG

III. Kaufmann kraft Rechtsschein
Aus allgemeinem Rechtsschein – sogenannter Scheinkauf-
mann, § 5 HGB analog, § 242 BGB
1. Rechtsschein der Kaufmannseigenschaft durch Auftreten 

im Rechtsverkehr zurechenbar gesetzt
2. Dritter ist gutgläubig
3. Dritter hat im Vertrauen auf Rechtsschein gehandelt 

(konkrete Kausalität) 
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Kaufmann 1. Abschnitt
A. Kaufmann kraft Betrieb eines Handelsgewerbes

Gemäß § 1 Abs. 1 HGB ist Kaufmann im Sinne des Handelsgesetz-
buchs, wer ein Handelsgewerbe betreibt. Folglich muss die ausge-
übte Tätigkeit überhaupt ein Gewerbe darstellen (I.), dieses muss
nach §§ 1 Abs. 2 ff. HGB als Handelsgewerbe zu bewerten sein (II.)
und die betreffende Person muss Betreiber des Handelsgewerbes
sein (III.).

I. Gewerbe

Gewerbe ist nach h.M. jede nach außen erkennbare, erlaubte,
selbstständige, planmäßig auf gewisse Dauer angelegte, zum Zwe-
cke der Gewinnerzielung ausgeübte Tätigkeit, die kein freier Beruf
ist.

1. Nach außen erkennbare Tätigkeit

Die Tätigkeit muss den Geschäftspartnern erkennbar sein. Die blo-
ße innere Absicht, ein Gewerbe zu betreiben, reicht nicht aus.

Beispiel: Die stille Beteiligung an einer Gesellschaft, die für Dritte nicht erkenn-
bar ist, stellt mangels äußerer Erkennbarkeit kein Gewerbe dar.

2. Erlaubte Tätigkeit

Nach h.M. muss die Tätigkeit zivilrechtlich erlaubt sein, da demjeni-
gen, der unerlaubt Geschäfte betreibt, nicht die Rechte eines Kauf-
manns zustehen können. Daher dürfen die Geschäfte, die in dem
Betrieb typischerweise abgeschlossen werden, nicht verboten
oder sittenwidrig sein (§§ 134, 138 BGB). 

Beispiel: Rauschgifthändler, Hehler, Zuhälter, Waffenschieber sind demnach
keine Gewerbetreibenden.   
Hinweis: Wer auf die Kaufmannseigenschaft des Betreibers eines in diesem Sinne
unerlaubten Gewerbes vertraut, kann nach den Grundsätzen der Lehre vom
Scheinkaufmann geschützt werden (siehe unten C.).

Nach a.A. liegt auch bei verbotenen oder sittenwidrigen Geschäf-
ten ein Gewerbe vor, da ansonsten möglicherweise eine unzulässi-
ge Begünstigung der Personen gegeben ist, die einer solchen Tä-
tigkeit nachgehen – z.B. dadurch, dass sie keine Rügeobliegenheit
trifft. 

Hinweis: Auf eine öffentlich-rechtliche Erlaubnis für die Tätigkeit
kommt es nicht an, vgl. § 7 HGB. So haben z.B. Verstöße gegen das
Gaststättengesetz keinen Einfluss auf das Vorliegen eines Gewerbes.

!
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Handelsrecht1. Teil
3. Selbstständigkeit 
Die Selbstständigkeit un-
terscheidet den Handeln-
den vom Arbeitnehmer 
und Beamten.

Es muss sich um eine rechtlich selbstständige Tätigkeit handeln.
Gemäß § 84 Abs. 1 S. 2 HGB ist selbstständig, wer im Wesentlichen
frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen
kann.

Beispiel: Die Kassiererin im Supermarkt hat feste Arbeitszeiten und wird auch
inhaltlich weisungsgebunden tätig. Sie ist daher unselbstständig tätig, somit
ist sie eine Arbeitnehmerin und keine Gewerbetreibende.

Hinweis: Auf eine wirtschaftliche Unabhängigkeit kommt es nicht
entscheidend an, sodass die Abhängigkeit z.B. von Kreditgebern nicht
gegen die Selbstständigkeit spricht.

4. Planmäßig auf gewisse Dauer

Die Tätigkeit muss planmäßig auf gewisse Dauer angelegt sein. Das
ist der Fall, wenn sie auf eine unbestimmte Vielzahl von Geschäfts-
abschlüssen gerichtet ist. Maßgeblich ist der Wille des Handelnden,
während eines bestimmten Zeitraums einen ganzen Komplex
gleichartiger Geschäfte abzuschließen.

Beispiel: G vermietet an der Nordseeküste in Cuxhaven jedes Jahr von Anfang
Mai bis Ende Oktober Strandkörbe.

Dass G seinen Betrieb nur saisonal betreibt, steht dem Merkmal „planmäßig auf
gewisse Dauer angelegt“ nicht entgegen, da seine Strandkorbvermietung
während eines bestimmten Zeitraums auf eine unbestimmte Vielzahl von Ver-
mietungen gerichtet ist.

5. Gewinnerzielungsabsicht

Nach h.M. ist eine Gewinnerzielungsabsicht erforderlich. Es muss
also die Absicht bestehen, einen Überschuss der Einnahmen über
die Ausgaben zu erzielen. Die Gewinnerzielungsabsicht wird bei ei-
nem Privatunternehmen vermutet, muss jedoch bei einem Unter-
nehmen der öffentlichen Hand im Einzelfall festgestellt werden.

Hinweis: Ob tatsächlich ein Gewinn erwirtschaftet wird, ist unerheb-
lich.

Nach a.A. ist nicht die Gewinnerzielungsabsicht maßgeblich, son-
dern dass eine entgeltliche Tätigkeit am Markt angeboten wird. Für
die Anwendung der an den Kaufmannsbegriff anknüpfenden han-
delsrechtlichen Sonderregelungen dürfe es nicht auf eine innere
Tatsache wie die Gewinnerzielungsabsicht ankommen, sondern es
müsse auf einen äußerlich erkennbaren Umstand abgestellt wer-
den.

!
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Check: Vertretung des Kaufmanns
Vertretung des Kaufmanns1. Was ist eine Prokura? 1. Die Prokura ist eine handelsrechtliche Vollmacht mit
gesetzlich festgelegtem, weitestgehendem Umfang.

2. Wozu ermächtigt die Proku-
ra?

2. Die Prokura ermächtigt zu allen Rechtsgeschäften,
die der Betrieb irgendeines Handelsgewerbes mit sich
bringt, vgl. § 49 Abs. 1 HGB – also keine Beschränkung
auf branchenübliche Geschäfte!

3. Welche Ausnahme wird von
der Immobiliarklausel des § 49
Abs. 2 HGB gemacht?

3. Wenn der Prokurist ein Grundpfandrecht zur Siche-
rung des Restkaufpreises für den Erwerb eines Grund-
stücks bestellt, wird nach allgemeiner Ansicht § 49
Abs. 2 HGB aufgrund einer teleologischen Reduktion
nicht angewandt. Da nicht die Gefahr besteht, dass der
Kaufmann ohne sein Wissen ein ihm bereits gehören-
des Grundstück verliert, bedarf er keines Schutzes. Es
handelt sich vielmehr um eine modifizierte Form des
Erwerbs eines Grundstücks und der Grundstückser-
werb ist vom Umfang der Prokura abgedeckt.

4. Wie erfolgt der Widerruf einer
Prokura?

4. Die Prokura kann gemäß § 52 Abs. 1 HGB jederzeit
und ohne besonderen Grund widerrufen werden. Der
Widerruf erfolgt gegenüber dem Prokuristen oder dem
Dritten, §§ 168 S. 3 BGB i.V.m. 167 Abs. 1 BGB.

5. Was ist eine Handlungsvoll-
macht?

5. Handlungsvollmacht ist jede im Betrieb eines Han-
delsgewerbes erteilte Vollmacht, die keine Prokura ist.

6. Wozu ermächtigt die Hand-
lungsvollmacht?

6. Die Handlungsvollmacht ermächtigt zu allen bran-
chenüblichen Geschäften, die gewöhnlich in einem
derartigen Handelsgewerbe geschehen.

7. Muss die Handlungsvoll-
macht von einem Kaufmann er-
teilt werden?

7. Da sich die vom Handlungsbevollmächtigten getä-
tigten Geschäfte auf ein „Handelsgewerbe“ beziehen
müssen, kann auch die Handlungsvollmacht nur von
einem Kaufmann erteilt werden.

8. Gilt die Regelung des § 56
HGB auch nur für Kaufleute?

8. Da § 56 HGB eine besondere Ausgestaltung der
Handlungsvollmacht ist, gilt die Regelung nur für Kauf-
leute. Dies ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut der
Norm, folgt jedoch aus dem systematischen Zusam-
menhang zwischen § 56 HGB und § 54 HGB.

9. Wer ist Angestellter i.S.v. § 56
HGB?

9. Angestellt i.S.v. § 56 HGB sind alle Personen, die mit
Wissen und Wollen des Geschäftsinhabers im Laden
oder Warenlager zu Verkaufszwecken tätig sind.
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Gesellschaftsrecht2. Teil
B. Außenverhältnis der Personengesellschaften

Das Außenverhältnis der Personengesellschaften, d.h. ihr Verhält-
nis zu Dritten, betrifft insbesondere Vertretungs- und Haftungsfra-
gen.

I. Außenverhältnis der GbR

1. Vertretung der GbR

Wird für eine GbR ein Vertrag abgeschlossen, so gibt der Handeln-
de die Willenserklärung nur im Namen der GbR und nicht gleichzei-
tig im Namen der Gesellschafter ab. D.h. die Stellvertretung gemäß
§ 164 Abs. 1 S. 1 BGB erfolgt nur für die GbR.

Gemäß § 720 Abs. 1 BGB steht die Vertretungsbefugnis den Ge-
sellschaftern der GbR gemeinschaftlich zu, sodass für jedes Ge-
schäft grundsätzlich die Zustimmung jedes Gesellschafters vorlie-
gen muss – Gesamtvertretung. 

Bei einer eGbR muss die 
Vertretungsbefugnis der 
Gesellschafter eingetra-
gen werden, vgl. § 707 
Abs. 2 Nr. 3 BGB.

Diese Regelung ist jedoch disponibel, sodass die Gesellschafter da-
von abweichende Vereinbarungen – ausdrücklich oder konkludent –
treffen können.

Beispiel: A und B betreiben einen kleinen Kiosk in Form einer GbR. Über die
Vertretung haben sie keinerlei Absprachen getroffen. Es ist jedoch üblich, dass
jeder der beiden auch in Abwesenheit des anderen Geschäfte mit Kunden oder
Lieferanten abschließt.

Es ist davon auszugehen, dass A und B sich konkludent darüber geeinigt ha-
ben, dass jeder von ihnen Einzelvertretungsbefugnis für die alltäglichen Ge-
schäfte hat. Anderenfalls könnte der Betrieb nicht aufrecht erhalten werden,
falls einer der beiden nicht vor Ort ist.

Die Gesellschafter können auch Dritte gemäß §§ 167 ff. BGB bevoll-
mächtigen, die Gesellschaft zu vertreten. Nicht zulässig ist jedoch
der Ausschluss aller Gesellschafter von der Vertretung. Dies ver-
stößt gegen das bei den Personengesellschaften geltende Prinzip
der Selbstorganschaft. Danach muss es immer eine Art der Ver-
tretung geben, bei der die Gesellschaft nur durch ihre Organe – un-
abhängig von der Mitwirkung Dritter – vertreten werden kann.

Gemäß § 720 Abs. 3 S. 1 BGB erstreckt sich die Vertretungsbefugnis
auf alle Geschäfte der Gesellschaft. Eine Beschränkung des Um-
fangs der Vertretungsmacht ist Dritten gegenüber unwirksam,
§ 720 Abs. 3 S. 2 BGB.
88



GbR, OHG, KG 2. Abschnitt
Grundlagengeschäft: 
Aufnahme neuer Gesell-
schafter, Erhöhung der 
Einlage

Beachte: Von der Vertretung ausgenommen sind Geschäfte, die
den Gesellschaftsvertrag selbst betreffen, sogenannte Grundlagen-
geschäfte; diese bedürfen der Zustimmung aller Gesellschafter.

2. Haftungsstruktur der GbR

a) Haftung der GbR
Durch den zum 01.01. 
2024 durch das MoPeG 
eingeführten § 705 Abs. 2 
Fall 1 BGB hat sich der 
Streit über die Rechtsfä-
higkeit der GbR endgültig 
erledigt.

Die rechtsfähige GbR kann gemäß § 705 Abs. 2 Fall 1 BGB selbst
Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen. Infolgedessen
haftet die rechtsfähige GbR gegenüber den Gläubigern mit ihrem
Gesellschaftsvermögen. 

Klausurhinweis: Bei Ansprüchen gegen die rechtsfähige GbR sollte
§ 705 Abs. 2 Fall 1 BGB bereits im Obersatz genannt werden, um die
Rechtsfähigkeit dieser Gesellschaft von vornherein klarzustellen.

Die rechtsfähige GbR ist allerdings handlungsunfähig. Daher stellt
sich die Frage, ob und über welche Regelung der GbR das Verhal-
ten von Personen, die für sie tätig geworden sind, zugerechnet
werden kann.

Nach a.A. wird im vertrag-
lichen Bereich das Verhal-
ten der Gesellschafter 
über § 278 BGB zugerech-
net.

n Verhalten von Gesellschaftern rechnet die h.M. der GbR ana-
log § 31 BGB zu. Die GbR sei zwar kein Verein, aber wegen der
Rechtsfähigkeit der GbR bestehe eine Vergleichbarkeit mit dem
Verein. 

n Verhalten anderer Hilfspersonen wird im vertraglichen Bereich
über § 278 BGB zugerechnet und im deliktischen Bereich kann
sich eine Haftung der GbR aus § 831 BGB ergeben.

Beispiel: A und B betreiben einen kleinen Kiosk in Form einer GbR. Auf einer
Fahrt zum Großmarkt, fährt A den Passanten P an. P verlangt Schadensersatz
von der GbR aus § 823 Abs. 1 BGB. Zu Recht?

Anspruch P gegen GbR aus § 823 Abs. 1 i.V.m. § 705 Abs. 2 Fall 1 BGB?

I. Aufgrund des Betriebs des Kiosks durch A und B wird gemäß § 705 Abs. 3 BGB
vermutet, dass die Gesellschaft nach dem Willen von A und B am Rechtsverkehr
teilnimmt, sodass eine rechtsfähige GbR gemäß § 705 Abs. 2 Fall 1 BGB vorliegt.

II. Verbindlichkeit der GbR aus § 823 Abs. 1 BGB?

P ist verletzt. Das für die Verletzung des P ursächliche Anfahren durch den A
wird der GbR analog § 31 BGB zugerechnet. Die Rechtswidrigkeit ist indiziert
und das Verschulden des A wird der GbR ebenfalls über § 31 BGB analog zuge-
rechnet, sodass eine Verbindlichkeit der GbR aus § 823 Abs. 1 BGB besteht.

Daher besteht ein Anspruch des P gegen die GbR aus § 823 Abs. 1 i.V.m. § 705
Abs. 2 Fall 1 BGB.
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Gesellschaftsrecht2. Teil
b) Haftung der GbR-Gesellschafter

Die Gesellschafter einer rechtsfähigen GbR haften gemäß § 721
BGB akzessorisch für die Verbindlichkeiten der GbR, die während
ihrer Mitgliedschaft in der Gesellschaft begründet worden sind.

aa) Voraussetzungen des § 721 BGB
Durch die Änderungen, 
die durch das MoPeG am 
01.01.2024 in Kraft getre-
ten sind, entspricht die 
Haftung der GbR-Gesell-
schafter nach § 721 BGB 
der Haftung der OHG-Ge-
sellschafter nach § 126 
HGB. Der Gesetzgeber 
hat also die früher herr-
schende „Akzessorietäts-
theorie“, nach der das 
Haftungsrecht der 
OHG-Gesellschafter auf 
die GbR-Gesellschafter 
analog angewandt wur-
de, übernommen.

§ 721 BGB erfordert zunächst das Bestehen einer rechtsfähigen
GbR im Zeitpunkt der Begründung der Verbindlichkeit. Ferner
muss eine Verbindlichkeit der GbR vorliegen und der Inanspruch-
genommene muss zur Zeit der Begründung der Verbindlichkeit
Gesellschafter der GbR gewesen sein.

Beispiel: A und B betreiben einen kleinen Kiosk in Form einer GbR. Ihr Lieferant
L hat ihnen auf Bestellung von A und B Ware zum Preis von 2.000 € geliefert.
Anspruch L gegen die Gesellschafter A und B aus § 433 Abs. 2 BGB?

A und B haften gegenüber L aus § 433 Abs. 2 BGB i.V.m. § 721 BGB: Eine rechts-
fähige GbR besteht, eine Verbindlichkeit der GbR gegenüber L besteht aus
§ 433 Abs. 2 i.V.m. § 705 Abs. 2 Fall 1 BGB und A und B waren zur Zeit der Be-
gründung der Verbindlichkeit Gesellschafter der GbR. Sie haften gesamt-
schuldnerisch mit ihrem Privatvermögen.

Die Haftung der Gesellschafter aus § 721 BGB erstreckt sich auf alle
Verbindlichkeiten der rechtsfähigen GbR gegenüber Dritten. Dabei
spielt der Rechtsgrund keine Rolle, sodass auch gesetzliche Ver-
bindlichkeiten erfasst sind. Dies gilt nach der Gesetzesbegründung
auch für Verbindlichkeiten aus unerlaubter Handlung.

Anm.: Es bleibt abzuwarten, ob sich trotz des eindeutigen Willen des
Gesetzgebers angesichts des identischen Wortlauts des § 721 BGB und
des § 126 HGB auch bei § 721 BGB eine Diskussion über die Anwend-
barkeit auf deliktische Verbindlichkeiten entwickeln wird.

Voraussetzungen und Rechtsfolge des § 721 BGB

I. Voraussetzungen:

n Bestehen einer rechtsfähigen GbR

n Verbindlichkeit der GbR

n Gesellschafterstellung des Inanspruchgenommenen zur
Zeit der Begründung der Verbindlichkeit

II. Rechtsfolge: Gesellschafter haften den Gläubigern als Ge-
samtschuldner
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GbR, OHG, KG 2. Abschnitt
bb) Rechtsfolge des § 721 BGB

Liegen die Voraussetzungen des § 721 BGB vor, haften die Gesell-
schafter der rechtsfähigen GbR für die Verbindlichkeit der Gesell-
schaft den Gläubigern als Gesamtschuldner persönlich.

(1) Art der Haftung

§ 721 BGB begründet eine unmittelbare, primäre, unbeschränkte,
persönliche und gesamtschuldnerische Haftung:

Dass die Gesellschafter 
akzessorisch haften ge-
hört zu den Vorausset-
zungen des § 721 HGB 
und verdeutlicht ledig-
lich, dass die Gesellschaf-
ter immer nur haften, 
wenn eine Verbindlich-
keit der rechtsfähigen 
GbR besteht.

n unmittelbar: Der Gläubiger kann die Gesellschafter direkt in
Anspruch nehmen; es besteht also nicht lediglich eine Nach-
schusspflicht der Gesellschafter gegenüber der Gesellschaft.

n primär: Der Gläubiger kann die Gesellschafter in Anspruch neh-
men, ohne zuvor von der Gesellschaft Erfüllung der Verbindlich-
keit verlangt zu haben (keine Einrede der Vorausklage).

n unbeschränkt und persönlich: Die Gesellschafter haften mit
ihrem gesamten Privatvermögen und nicht nur mit einer be-
stimmten Einlage; eine entgegenstehende Vereinbarung ist
Dritten gegenüber unwirksam, vgl. § 721 S. 2 BGB.

n gesamtschuldnerisch: Der Gläubiger kann die ganze Leistung
von jedem Gesellschafter verlangen, insgesamt aber nur einmal
(vgl. § 421 BGB).

(2) Haftungsinhalt

Die Gesellschafter haften gemäß § 721 BGB grundsätzlich auf das,
was die rechtsfähige GbR schuldet (Erfüllungstheorie). Einschrän-
kungen bestehen, wenn es dem Gesellschafter aus tatsächlichen
oder rechtlichen Gründen unmöglich oder unzumutbar ist, die Er-
füllung persönlich zu erbringen. In diesem Fall haftet der Gesell-
schafter nicht auf Erfüllung, sondern auf Geldersatz.

Anm.: Es bleibt abzuwarten, ob sich angesichts des identischen Wort-
lauts des § 721 BGB und des § 126 HGB auch bei § 721 BGB eine Diskus-
sion über den Inhalt der Haftung entwickeln wird.

cc) Einwendungen des Gesellschafters gemäß
§ 721b BGB

Wird ein Gesellschafter wegen seiner Haftung gemäß § 721 BGB in
Anspruch genommen, kann er zum einen alle Einwendungen gel-
tend machen, die ihm aus seinem persönlichen Verhältnis zu dem
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